
In der Senatssitzung am 6. Februar 2024 beschlossene Fassung 

 

Der Senator für Finanzen 

Bremen, 24. Januar 2024 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 6. Februar 2024 

„Entwurf eines Gesetzes zur Gewährung einer einmaligen und monatlichen 
Sonderzahlung in den Jahren 2023 und 2024 zur Abmilderung der Folgen der 

gestiegenen Verbraucherpreise“ 

A. Problem 

Für die Tarifbeschäftigten hat die Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) am  
9. Dezember 2023 mit den Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes im Rahmen der 
Entgelttarifverhandlungen für den öffentlichen Dienst der Länder eine Tarifeinigung er-
zielt.  
Die Tarifeinigung vom 9. Dezember 2023 umfasst u. a. den Tarifvertrag Inflationsaus-
gleich. Der Tarifvertrag Inflationsausgleich beinhaltet für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer im Bereich der TdL die Gewährung einer einmaligen Sonderzahlung (In-
flationsausgleichs-Einmalzahlung) in Höhe von 1.800 Euro sowie weitere monatliche 
Sonderzahlungen (Inflationsausgleichs-Monatszahlungen) für die Monate Januar 2024 
bis einschließlich Oktober 2024 in Höhe von jeweils 120 Euro. 
Auszubildende und Praktikantinnen sowie Praktikanten erhalten die einmalige Sonder-
zahlung (Inflationsausgleichs-Einmalzahlung) in Höhe von 1.000 Euro sowie die mo-
natlichen Sonderzahlungen (Inflationsausgleichs-Monatszahlungen) für die Monate 
Januar 2024 bis einschließlich Oktober 2024 in Höhe von jeweils 50 Euro.  
Bei den Sonderzahlungen handelt es sich um vom Arbeitgeber gewährte Leistungen 
zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise. Gemäß § 3 Nr. 11c des Einkom-
mensteuergesetzes sind diese Leistungen steuerfrei.  
Wie in der aktuellen Koalitionsvereinbarung zur 21. Wahlperiode im Land Bremen 
festgelegt, sollen die Tarifabschlüsse zeit- und inhaltsgleich auf die Besoldung über-
tragen werden. Diesem Ansatz folgend, ist die Entscheidung über die Gewährung von 
Sonderzahlungen zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise im Tarifbereich 
des öffentlichen Dienstes auf die Rechtsverhältnisse der bremischen Beamtinnen und 
Beamten sowie Richterinnen und Richter zu übertragen. Auf die Rechtsverhältnisse 
der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger, die ebenfalls von den 
gestiegenen Verbraucherpreisen betroffen sind, sind die Sonderzahlungen unter An-
wendung des jeweiligen maßgeblichen Ruhegehaltsatzes zu übertragen. Eine gesetz-
liche Grundlage zur Gewährung der einmaligen sowie monatlichen Sonderzahlung ist 
somit im Land Bremen zu schaffen. 

Die Tarifvertragsparteien haben am 9. Dezember 2023 darüber hinaus vereinbart, 
dass die Tarifentgelte zum 1. November 2024 durch einen Betrag in Höhe von 200 
Euro sowie zum 1. Februar 2025 durch eine lineare Anpassung um 5,5 Prozent ange-
hoben werden. Auszubildende erhalten zum 1. November 2024 eine Anhebung der 
Ausbildungsvergütung in Höhe von 100 Euro und daran anschließend zum 1. Februar 
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2025 in Höhe von 50 Euro. Die Übertragung der Erhöhung der Tarifentgelte auf die 
Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge bleibt einem gesonderten Gesetzge-
bungsverfahren vorbehalten. 

B. Lösung 

Beschluss des Entwurfs eines Gesetzes zur Gewährung einer einmaligen und monat-
lichen Sonderzahlung in den Jahren 2023 und 2024 zur Abmilderung der Folgen der 
gestiegenen Verbraucherpreise. 

Der Gesetzentwurf sieht Folgendes vor: 

Das Tarifergebnis vom 9. Dezember 2023 zum Tarifvertrag Inflationsausgleich wird 
auf die Rechtsverhältnisse der bremischen Beamtinnen und Beamten, Richterinnen 
und Richter sowie Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger wie folgt 
übertragen: 

• Empfängerinnen und Empfänger von Dienstbezügen erhalten mit Wirkung vom 
1. Dezember 2023 eine einmalige steuerfreie Sonderzahlung in Höhe von 
1.800 Euro (Inflationsausgleichs-Einmalzahlung). Darüber hinaus werden für 
die Monate Januar 2024 bis einschließlich Oktober 2024 steuerfreie Sonder-
zahlungen jeweils in Höhe von 120 Euro gewährt (Inflationsausgleichs-Monats-
zahlungen).  

• Empfängerinnen und Empfänger von Anwärterbezügen erhalten mit Wirkung 
vom 1. Dezember 2023 eine einmalige steuerfreie Sonderzahlung in Höhe von 
1.000 Euro. Darüber hinaus werden für die Monate Januar 2024 bis einschließ-
lich Oktober 2024 monatliche steuerfreie Sonderzahlungen jeweils in Höhe von 
50 Euro gewährt. 

• Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängern wird die einmalige 
steuerfreie Sonderzahlung mit Wirkung vom 1. Dezember 2023 sowie die mo-
natlichen steuerfreien Sonderzahlungen in den Monaten Januar 2024 bis ein-
schließlich Oktober 2024 unter Anwendung des jeweiligen maßgeblichen Ruhe-
gehaltsatzes ebenfalls gewährt. 

Teilzeitbeschäftigte erhalten die Sonderzahlungen entsprechend dem jeweiligen Teil-
zeitumfang. Für die Gewährung der einmaligen Sonderzahlung sind die Verhältnisse 
am 1. Dezember 2023 maßgebend, für die monatlich zu gewährende Sonderzahlung 
die Verhältnisse am ersten Tag des jeweiligen Kalendermonats.  

Der Gesetzentwurf sieht zudem Konkurrenzregelungen beim Zusammentreffen von 
Ansprüchen auf Sonderzahlungen zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucher-
preise aufgrund verschiedener Rechtsverhältnisse vor. Den Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes der Freien Hansestadt Bremen sollen die Sonderzahlungen nur aus ei-
nem Rechtsverhältnis gewährt werden, um Doppelzahlungen zu vermeiden. 

Die einmalige Sonderzahlung sowie die monatlichen Sonderzahlungen nach dem Bre-
mischen Inflationsausgleichssonderzahlungsgesetz bleiben bei beamtenversorgungs-
rechtlichen Anrechnungsvorschriften unberücksichtigt, sodass sie den Beamtenver-
sorgungsanspruch nicht mindern können.  
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Die Inflationsausgleichs-Einmalzahlung sowie die Inflationsausgleichs-Monatszahlun-
gen stellen keine allgemeinen Anpassungen der Besoldungs- und Beamtenversor-
gungsbezüge im Sinne des Art. 33 Abs. 5 des Grundgesetzes dar. 

C. Alternativen  

Es werden keine Alternativen vorgeschlagen. 

D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prüfung 

Finanzielle Auswirkungen: 
Es sind für den Kernhaushalt, Sonderhaushalte, Eigenbetriebe, Anstalten und Stiftun-
gen sowie Lehrpersonal und Polizei Bremerhaven Mehrausgaben im Land von rd. 
63,5 Mio. € und in der Stadt von rd. 6,0 Mio. € zu erwarten. Die Ausgaben werden im 
Jahr 2024 finanzwirksam. 
 
Gender-Prüfung: 
Der Gesetzentwurf hat keine geschlechtsspezifischen Inhalte und/oder Auswirkungen. 

E. Beteiligung und Abstimmung 

Der Gesetzentwurf wurde den Ressorts, der Landesbeauftragten für den Datenschutz 
und Informationsfreiheit, der Bürgerschaftskanzlei, dem Magistrat Bremerhaven sowie 
dem Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen vor der ersten Senatsbefassung 
am 19. Dezember 2023 zur Kenntnis gegeben. Zudem wurde dem Rechnungshof der 
Freien Hansestadt Bremen der Gesetzentwurf mit der Möglichkeit zur Stellungnahme 
nach § 102 Abs. 1 Nr. 1 der Landeshaushaltsordnung zugeleitet. 
 
Mit Stellungnahme vom 22. Dezember 2023 hat der Rechnungshof der Freien Hanse-
stadt Bremen darum gebeten, für den Zahlungsanspruch der einmaligen Sonderzah-
lung der Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richtern, die sich am 
Stichtag 1. Dezember in Elternzeit befinden oder ohne Dienstbezüge beurlaubt sind, 
eine klarstellende Regelung zur Berechnungsgrundlage in den Gesetzentwurf aufzu-
nehmen.  
 
Die Anregung des Rechnungshofs wird im Gesetzentwurf unter § 2 Absatz 5 umge-
setzt.  
 
Zudem hat der Magistrat Bremerhaven darauf hingewiesen, dass es aufgrund der Re-
gelung unter § 4 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 zu Problemen führe, sofern Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungsempfänger beispielsweise nebenberuflich in einem 
Arbeitsverhältnis, das unter den Anwendungsbereich des TV-L fällt, tätig sind. Da der 
Anspruch aus einem aktiven Dienst- oder Arbeitsverhältnis dem Anspruch aus einem 
Rechtsverhältnis als Versorgungsempfängerin oder Versorgungsempfänger vorgeht, 
kann es in Einzelfällen zur Auszahlung eines geringeren Sonderzahlungsbetrages 
über das weitere Dienst- oder Arbeitsverhältnisse kommen, wenn der ausgeübte Stun-
denumfang bei dieser Beschäftigung sehr gering ist. Um dem entgegen zu wirken, 
wird eine zusätzliche Regelung in den Gesetzentwurf aufgenommen, durch die etwa-
ige im Einzelfall betroffene Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger 
auf Antrag die Sonderzahlung aus ihrem Rechtsverhältnis als Versorgungsberechtigte 
und unter vollständiger Anrechnung der Sonderzahlung aus dem Dienst-  
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oder Arbeitsverhältnis erhalten können, sofern dies für sie günstiger ist. Hierdurch 
wird sichergestellt, dass die Konkurrenzregelung, die Doppelzahlungen aus bremi-
schen öffentlichen Kassen vermeiden soll, nicht in Einzelfällen zu unbilligen Ergebnis-
sen führen kann. 
 
Die Senatorin für Justiz und Verfassung hat den Gesetzentwurf rechtsförmlich geprüft. 
 
Förmliches Beteiligungsverfahren (§ 93 BremBG und § 48 BremRiG): 
 
Die Spitzenverbände der Gewerkschaften im Land Bremen sowie der Deutsche Hoch-
schulverband wurden gemäß § 93 des Bremischen Beamtengesetzes beteiligt. Eben-
falls beteiligt wurden nach § 48 des Bremischen Richtergesetzes die Verbände der 
Richterinnen und Richter im Land Bremen. 
 
Stellung genommen zu dem Gesetzentwurf haben der Deutsche Gewerkschaftsbund 
DGB Bremen-Elbe-Weser mit Schreiben vom 10. Januar 2024 (Anlage 1), der Deut-
sche Beamtenbund Landesbund Bremen – dbb - mit E-Mail vom 19. Januar 2024 (An-
lage 2), die Deutsche Feuerwehrgewerkschaft, Landesgruppe Bremen - DFeuG - mit 
Schreiben vom 9. Januar 2024 (Anlage 3), die Vereinigung der bremischen Verwal-
tungsrichterinnen und Verwaltungsrichter mit E-Mail vom 15. Januar 2024 (Anlage 4) 
sowie der Deutsche Hochschulverband mit Schreiben vom 16. Januar 2024 (Anlage 
5). Der Bremische Richterbund hat zum Gesetzentwurf keine Stellung genommen. 
 
Grundsätzlich wird die Übertragung des Tarifabschlusses zur Inflationsausgleichsson-
derzahlung (TV Inflationsausgleich) auf die Rechtsverhältnisse der Beamtinnen und 
Beamten, Richterinnen und Richter sowie der Versorgungsempfängerinnen und Ver-
sorgungsempfänger von den Gewerkschaften und von der Vereinigung der bremi-
schen Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter begrüßt. Darüber hinaus gab 
es noch folgende Einwendungen: 
 
Zu § 2 Absatz 1 Nummer 2 
Der DGB fordert, dass die Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung der einmali-
gen Sonderzahlung an die tarifliche Regelung anzupassen seien. Nach dem TV Inflati-
onsausgleich wird die einmalige Sonderzahlung gewährt, wenn am 9. Dezember 2023 
ein Beschäftigungsverhältnis bestand und in der Zeit vom 1. August 2023 bis zum 8. 
Dezember 2023 an mindestens einem Tag Anspruch auf Entgelt bestand. Der Gesetz-
entwurf sah dagegen bislang vor, dass ein Dienstverhältnis am 1. Dezember 2023 
vorgelegen haben muss und im Zeitraum vom 1. Oktober 2023 bis zum 31. Dezember 
2023 mindestens an einem Tag ein Anspruch auf Dienstbezüge bestanden haben 
muss. Dieser Zeitraum solle im Gleichklang zum TV Inflationsausgleich auf den Be-
ginn des 1. August 2023 vorverlegt werden, um Beamtinnen und Beamte, die sich in 
Elternzeit befinden und dazu einen Urlaub ohne Dienstbezüge gewählt haben, im Ver-
gleich zu den Tarifbeschäftigten nicht zu benachteiligen. 
 
Die Vereinigung der bremischen Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter bittet 
darum zu prüfen, ob Beamtinnen oder Beamten sowie Richterinnen oder Richtern, die 
sich im maßgeblichen Zeitraum vollständig in Elternzeit ohne Dienstbezüge befunden 
haben, ein Anspruch auf die einmalige Sonderzahlung zugesprochen werden könnte.  
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Stellungnahme des Senats: 
Zu § 2 Absatz 1 Nummer 2 
Gegen die Forderung des DGB Bremen bestehen zwar Bedenken, die jedoch im Er-
gebnis nicht durchgreifend sind. Folglich wurde der Forderung des DGB Bremen ge-
folgt und für den Beamtenbereich übernommen.  
Die Inflationsausgleichssonderzahlungen sind dafür gedacht, dass die Monate ohne 
lineare Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge durch eine infla-
tionsabmildernde Sonderzahlung ausgeglichen werden. Beamtinnen oder Beamte so-
wie Richterinnen oder Richter erhalten während einer Beurlaubung ohne Besoldung 
keine Zahlungen vom Dienstherrn und bleiben daher auch von der Zahlung einer Infla-
tionsausgleichssonderzahlung ausgenommen. Dies erfolgt auch im Einklang mit dem 
Tarifbereich, der ebenfalls für diesen Personenkreis die Gewährung einer Sonderzah-
lung außerhalb des maßgeblichen Zeitraums nicht vorsieht.  
Beteiligung der norddeutschen Länder im Rahmen der vereinbarten Konsultation: 
Den norddeutschen Ländern wurde der Gesetzentwurf gemäß Beschluss Nr. 3 TOP 3 
der Konferenz Norddeutschland vom 11. April 2007 mit der Möglichkeit zur Stellung-
nahme zugeleitet.  
Im Rahmen des Konsultationsverfahrens wurden keine Bedenken gegen den Gesetz-
entwurf vorgetragen. 

F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsge-
setz 
Geeignet nach Beschlussfassung. 

G. Beschluss 
Der Senat beschließt entsprechend der Vorlage des Senators für Finanzen vom  
24. Januar 2024 den Entwurf eines Gesetzes zur Gewährung einer einmaligen und 
monatlichen Sonderzahlung in den Jahren 2023 und 2024 zur Abmilderung der Fol-
gen der gestiegenen Verbraucherpreise sowie die Mitteilung des Senats an die Bür-
gerschaft (Landtag) und deren Weiterleitung an die Präsidentin der Bürgerschaft 
(Landtag) mit der Bitte um Beschlussfassung des Gesetzentwurfs in 1. und 2. Lesung 
noch in der Februar-Sitzung.  

Anlagen 

− Gesetzestext Entwurf eines Gesetzes zur Gewährung einer einmaligen und 
monatlichen Sonderzahlung in den Jahren 2023 und 2024 zur Abmilderung der 
Folgen der gestiegenen Verbraucherpreise 

− Begründung Entwurf eines Gesetzes zur Gewährung einer einmaligen und mo-
natlichen Sonderzahlung in den Jahren 2023 und 2024 zur Abmilderung der 
Folgen der gestiegenen Verbraucherpreise 

− Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft (Landtag) 

− Stellungnahmen der Gewerkschaften und der Vereinigung bremischer Verwal-
tungsrichterinnen und Verwaltungsrichter 
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Mitteilung des Senats 
an die Bremische Bürgerschaft 
vom 6. Februar 2024 

Entwurf eines Gesetzes zur Gewährung einer einmaligen und monatlichen Sonderzah-
lung in den Jahren 2023 und 2024 zur Abmilderung der Folgen der gestiegenen Ver-
braucherpreise (Bremisches Inflationsausgleichssonderzahlungsgesetz – BremISZG) 

Der Senat überreicht der Bürgerschaft (Landtag) den Entwurf eins Gesetzes zur Gewährung 
einer einmaligen und monatlichen Sonderzahlung in den Jahren 2023 und 2024 zur Abmilde-
rung der Folgen der gestiegenen Verbraucherpreise (Bremisches Inflationsausgleichsson-
derzahlungsgesetz – BremISZG) mit der Bitte um Beschlussfassung. 
 

I. Inhalt des Gesetzentwurfs 

Für die Tarifbeschäftigten hat die Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) am  
9. Dezember 2023 mit den Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes im Rahmen der Ent-
gelttarifverhandlungen für den öffentlichen Dienst der Länder eine Tarifeinigung erzielt.  

Die Tarifeinigung vom 9. Dezember 2023 umfasst u. a. den Tarifvertrag Inflationsausgleich. 
Der Tarifvertrag Inflationsausgleich beinhaltet für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
im Bereich der TdL die Gewährung einer einmaligen Sonderzahlung (Inflationsausgleichs-
Einmalzahlung) in Höhe von 1.800 Euro sowie weitere monatliche Sonderzahlungen (Inflati-
onsausgleichs-Monatszahlungen) für die Monate Januar 2024 bis einschließlich Oktober 
2024 in Höhe von jeweils 120 Euro. 

Auszubildende und Praktikantinnen sowie Praktikanten erhalten die einmalige Sonderzah-
lung (Inflationsausgleichs-Einmalzahlung) in Höhe von 1.000 Euro sowie die monatlichen 
Sonderzahlungen (Inflationsausgleichs-Monatszahlungen) für die Monate Januar 2024 bis 
einschließlich Oktober 2024 in Höhe von jeweils 50 Euro.  

Bei den Sonderzahlungen handelt es sich um vom Arbeitgeber gewährte Leistungen zur Ab-
milderung der gestiegenen Verbraucherpreise. Gemäß § 3 Nr. 11c des Einkommensteuerge-
setzes sind diese Leistungen steuerfrei. 

Mit dem Gesetzentwurf wird das Tarifergebnis vom 9. Dezember 2023 zum Tarifvertrag Infla-
tionsausgleich auf die Rechtsverhältnisse der bremischen Beamtinnen und Beamten, Richte-
rinnen und Richter sowie Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger wie folgt 
übertragen: 

Empfängerinnen und Empfänger von Dienstbezügen erhalten mit Wirkung vom 1. Dezember 
2023 eine einmalige steuerfreie Sonderzahlung in Höhe von 1.800 Euro (Inflationsaus-
gleichs-Einmalzahlung). Darüber hinaus werden für die Monate Januar 2024 bis einschließ-
lich Oktober 2024 steuerfreie Sonderzahlungen jeweils in Höhe von 120 Euro gewährt (Infla-
tionsausgleichs-Monatszahlungen).  
 
Empfängerinnen und Empfänger von Anwärterbezügen erhalten mit Wirkung vom  
1. Dezember 2023 eine einmalige steuerfreie Sonderzahlung in Höhe von 1.000 Euro. Dar-
über hinaus werden für die Monate Januar 2024 bis einschließlich Oktober 2024 monatliche 
steuerfreie Sonderzahlungen jeweils in Höhe von 50 Euro gewährt. 
 
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängern wird die einmalige steuerfreie 
Sonderzahlung mit Wirkung vom 1. Dezember 2023 sowie die monatlichen steuerfreien Son-
derzahlungen in den Monaten Januar 2024 bis einschließlich Oktober 2024 unter Anwen-
dung des jeweiligen maßgeblichen Ruhegehaltsatzes ebenfalls gewährt. 
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Teilzeitbeschäftigte erhalten die Sonderzahlungen entsprechend dem jeweiligen Teilzeitum-
fang. Für die Gewährung der einmaligen Sonderzahlung sind die Verhältnisse am 1. Dezem-
ber 2023 maßgebend, für die monatlich zu gewährende Sonderzahlung die Verhältnisse am 
ersten Tag des jeweiligen Kalendermonats.  

Der Gesetzentwurf sieht zudem Konkurrenzregelungen beim Zusammentreffen von Ansprü-
chen auf Sonderzahlungen zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise aufgrund 
verschiedener Rechtsverhältnisse vor. Den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes der 
Freien Hansestadt Bremen sollen die Sonderzahlungen nur aus einem Rechtsverhältnis ge-
währt werden, um Doppelzahlungen zu vermeiden. 

Die einmalige Sonderzahlung sowie die monatlichen Sonderzahlungen nach dem Bremi-
schen Inflationsausgleichssonderzahlungsgesetz bleiben bei beamtenversorgungsrechtli-
chen Anrechnungsvorschriften unberücksichtigt, sodass sie den Beamtenversorgungsan-
spruch nicht mindern können.  

Die Inflationsausgleichs-Einmalzahlung sowie die Inflationsausgleichs-Monatszahlungen 
stellen keine allgemeinen Anpassungen der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 
im Sinne des Art. 33 Abs. 5 des Grundgesetzes dar. 

Die Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes der Länder haben am 9. Dezember 2023 
neben dem TV Inflationsausgleich zudem vereinbart, dass die Tarifentgelte zum 1. Novem-
ber 2024 durch einen Betrag in Höhe von 200 Euro sowie zum 1. Februar 2025 durch eine 
lineare Anpassung um 5,5 Prozent angehoben werden. Auszubildende erhalten zum 1. No-
vember 2024 eine Anhebung der Ausbildungsvergütung in Höhe von 100 Euro und daran an-
schließend zum 1. Februar 2025 in Höhe von 50 Euro. Die Übertragung der Erhöhung der 
Tarifentgelte auf die Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge bleibt einem gesonderten 
Gesetzgebungsverfahren vorbehalten. 

II. Finanzielle Auswirkungen 

Es sind für den Kernhaushalt, Sonderhaushalte, Eigenbetriebe, Anstalten und Stiftungen so-
wie Lehrpersonal und Polizei Bremerhaven Mehrausgaben im Land von rd. 63,5 Mio. € und 
in der Stadt von rd. 6,0 Mio. € zu erwarten. 
 

III. Förmliches Beteiligungsverfahren gemäß § 93 des Bremischen Beamtenge-
setzes und § 48 des Bremischen Richtergesetzes 

 
Die Spitzenverbände der Gewerkschaften im Land Bremen sowie der Deutsche Hochschul-
verband wurden gemäß § 93 des Bremischen Beamtengesetzes beteiligt. Ebenfalls beteiligt 
wurden nach  
§ 48 des Bremischen Richtergesetzes die Verbände der Richterinnen und Richter im Land 
Bremen. 
 
Stellung genommen zu dem Gesetzentwurf haben der Deutsche Gewerkschaftsbund DGB 
Bremen-Elbe-Weser, der Deutsche Beamtenbund Landesbund Bremen – dbb -, die Deut-
sche Feuerwehrgewerkschaft, Landesgruppe Bremen – DFeuG -, die Vereinigung der bremi-
schen Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter sowie der Deutsche Hochschulver-
band. 
 
Die Übertragung des Tarifabschlusses zur Inflationsausgleichssonderzahlung (TV Inflations-
ausgleich) auf die Rechtsverhältnisse der Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Rich-
ter sowie der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger wird von den Ge-
werkschaften und von der Vereinigung der bremischen Verwaltungsrichterinnen und Verwal-
tungsrichter begrüßt.  
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Folgender Einwendung der Vereinigung bremischer Verwaltungsrichterinnen und Verwal-
tungsrichter folgt der Senat nicht: 
 
Die Vereinigung der bremischen Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter hat eine 
Prüfbitte an den Senat dahingehend gerichtet, ob Beamtinnen und Beamte sowie Richterin-
nen und Richter, die sich im Zeitraum vom 1. August 2023 bis einschließlich 31. Dezember 
2023 vollständig in Elternzeit ohne Anspruch auf Dienstbezüge befunden haben, dennoch 
ein Anspruch auf die einmalige Sonderzahlung zugesprochen werden könne. 
 
Der Senat hat die Einwendung der Vereinigung der bremischen Verwaltungsrichterinnen und 
Verwaltungsrichter geprüft. Eine Berücksichtigung kommt nicht in Betracht. Beamtinnen oder 
Beamte sowie Richterinnen oder Richter erhalten während einer Beurlaubung ohne Besol-
dung keine Zahlungen vom Dienstherrn und bleiben daher auch von der Zahlung einer Infla-
tionsausgleichssonderzahlung ausgenommen, soweit ihnen im Zeitraum vom 1. August 2023 
bis einschließlich 31. Dezember 2023 nicht mindestens an einem Tag ein Anspruch auf Ge-
währung von Dienstbezügen zugestanden hat. Dies erfolgt auch im Einklang mit den Rege-
lungen des TV Inflationsausgleich, die ebenfalls für diesen Personenkreis die Gewährung ei-
ner Sonderzahlung zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise mangels Anspruch 
auf Tarifentgelt ausschließen.  

Beschlussempfehlung: 
Der Senat bittet die Bürgerschaft (Landtag) um Beratung und Beschlussfassung des Gesetz-
entwurfs in 1. und 2. Lesung möglichst noch in der Februar-Sitzung. 



1 
Entwurf 

 

Gesetz zur Gewährung einer einmaligen und einer monatlichen Sonderzahlung 
in den Jahren 2023 und 2024 zur Abmilderung der Folgen der gestiegenen 

Verbraucherpreise (Bremisches Inflationsausgleichssonderzahlungsgesetz – 
BremISZG) 

Vom 

Der Senat verkündet das nachstehende, von der Bürgerschaft (Landtag) 
beschlossene Gesetz: 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Gewährung einer einmaligen und einer monatlichen 
Sonderzahlung zur Abmilderung der Folgen der gestiegenen Verbraucherpreise in 
der Zeit vom 1. Dezember 2023 bis 31. Oktober 2024. 

(2) Die Sonderzahlungen nach diesem Gesetz erhalten  

 Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter im Geltungsbereich 
des Bremischen Besoldungsgesetzes mit Ausnahme der Ehrenbeamtinnen 
und Ehrenbeamten sowie der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter 
sowie  

 Empfängerinnen und Empfänger von Versorgungsbezügen im 
Geltungsbereich des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes. 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften 
und ihre Verbände. 

§ 2  

Höhe und Voraussetzung für die Entstehung des Anspruchs auf die einmalige 
Sonderzahlung 

(1) Für den Kalendermonat Dezember 2023 wird den Beamtinnen und Beamten 
sowie Richterinnen und Richtern mit Anspruch auf Dienstbezüge eine einmalige 
Sonderzahlung in Höhe von 1 800 Euro gewährt, wenn 

 das Dienstverhältnis am 1. Dezember 2023 bestanden hat und 

 im Zeitraum vom 1. August 2023 bis zum 31. Dezember 2023 mindestens an 
einem Tag ein Anspruch auf Dienstbezüge bestanden hat. 

(2) Für den Kalendermonat Dezember 2023 wird den nach § 1 Absatz 2 Nummer 
2 am 1. Dezember 2023 vorhandenen Anspruchsberechtigten eine einmalige 
Sonderzahlung für den Monat Dezember 2023 gewährt, die sich nach dem jeweils 
maßgeblichen Ruhegehaltsatz und den Anteilssätzen des Witwen-, Witwer- und 
Waisengeldes sowie des Unterhaltsbeitrages aus dem Betrag von 1 800 Euro ergibt. 
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Bei Empfängerinnen oder Empfängern von Mindestversorgungsbezügen gilt der 
jeweils maßgebliche Mindestruhegehaltsatz.  

 (3) Empfängerinnen und Empfänger von Anwärterbezügen erhalten die 
Sonderzahlung für den Kalendermonat Dezember in Höhe von 1 000 Euro, wenn 

 das Anwärterinnen- oder Anwärterverhältnis am 1. Dezember 2023 
bestanden hat und 

 im Zeitraum vom 1. August 2023 bis zum 31. Dezember 2023 mindestens an 
einem Tag ein Anspruch auf Anwärterbezüge bestanden hat. 

(4) Bei Teilzeitbeschäftigung oder begrenzter Dienstfähigkeit gelten § 9 Absatz 1 
und § 10 des Bremischen Besoldungsgesetzes entsprechend. Maßgebend sind 
jeweils die Verhältnisse am 1. Dezember 2023. 

(5) Für die am 1. Dezember 2023 ohne Dienstbezüge beurlaubten oder in 
Elternzeit ohne Dienstbezüge befindlichen Beamtinnen und Beamten sowie 
Richterinnen und Richter sind für die einmalige Sonderzahlung nach Absatz 1 die 
Verhältnisse der Berechtigten am letzten Tag vor Beginn der Beurlaubung oder der 
Elternzeit maßgeblich. 

§ 3 

Höhe und Voraussetzung für die Entstehung des Anspruchs auf die monatliche 
Sonderzahlung 

(1) Für die Kalendermonate Januar 2024 bis Oktober 2024 wird den 
Anspruchsberechtigten nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 eine monatliche Sonderzahlung 
in Höhe von jeweils 120 Euro gewährt, wenn  

 das Dienstverhältnis in dem jeweiligen Kalendermonat besteht und 

 in dem jeweiligen Kalendermonat mindestens an einem Tag ein Anspruch 
auf Dienstbezüge besteht. 

(2) Für die Kalendermonate Januar 2024 bis Oktober 2024 wird den nach § 1 
Absatz 2 Nummer 2 vorhandenen Empfängerinnen und Empfängern von laufenden 
Versorgungsbezügen neben ihren Versorgungsbezügen eine monatliche 
Sonderzahlung in der Höhe gewährt, die sich nach dem jeweils maßgeblichen 
Ruhegehaltsatz und den Anteilssätzen des Witwen-, Witwer- oder Waisengeldes 
sowie des Unterhaltsbeitrages aus dem Betrag von 120 Euro ergibt. Bei 
Empfängerinnen oder Empfängern von Mindestversorgungsbezügen gilt der jeweils 
maßgebliche Mindestruhegehaltsatz.  

 (3) Empfängerinnen und Empfänger von Anwärterbezügen erhalten die 
Sonderzahlung für die Kalendermonate Januar 2024 bis Oktober 2024 in Höhe von 
jeweils 50 Euro, wenn 

 das Anwärterinnen- oder Anwärterverhältnis in dem jeweiligen 
Kalendermonat besteht und 
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 in dem jeweiligen Kalendermonat mindestens an einem Tag ein Anspruch 
auf Anwärterbezüge besteht.  

(4) Bei Teilzeitbeschäftigung oder begrenzter Dienstfähigkeit gelten § 9 Absatz 1 
und § 10 des Bremischen Besoldungsgesetzes entsprechend. Maßgebend sind die 
jeweiligen Verhältnisse am ersten Tag des jeweiligen Kalendermonats.  

§ 4 

Gemeinsame Bestimmungen für die Sonderzahlungen nach den §§ 2 und 3 

(1) Die jeweilige Sonderzahlung wird jeder oder jedem Berechtigten nach § 1 
Absatz 2 Nummer 1 nur einmal gewährt; der jeweiligen Sonderzahlung steht eine 
entsprechende Leistung aus einem anderen Rechtsverhältnis im öffentlichen Dienst 
der Freien Hansestadt Bremen gleich.  

(2) Die jeweilige Sonderzahlung wird jeder oder jedem Berechtigten nach § 1 
Absatz 2 Nummer 2 nur einmal gewährt. Beim Zusammentreffen mit einer 
entsprechenden Leistung aus einem anderen Rechtsverhältnis im öffentlichen Dienst 
der Freien Hansestadt Bremen wird die Sonderzahlung mit der Maßgabe gewährt, 
dass  

 der Anspruch aus einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis dem Anspruch aus 
dem Rechtsverhältnis als Versorgungsempfängerin oder 
Versorgungsempfänger vorgeht, 

 beim Zusammentreffen von Ruhegehalt mit Hinterbliebenenversorgung sich 
die Sonderzahlung nach dem Ruhegehalt bemisst und neben dem 
Ruhegehalt gewährt wird sowie 

 im Übrigen der Anspruch aus einem späteren Rechtsverhältnis als 
Versorgungsempfängerin oder Versorgungsempfänger dem Anspruch aus 
einem früheren Rechtsverhältnis als Versorgungsempfängerin oder 
Versorgungsempfänger vorgeht. 

Abweichend von Satz 2 Nummer 1 kann die Versorgungsempfängerin oder der 
Versorgungsempfänger die Gewährung der jeweiligen Sonderzahlung aus dem 
Rechtsverhältnis als Versorgungsempfängerin oder Versorgungsempfänger unter 
Anrechnung einer entsprechenden Sonderzahlung aus dem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis beantragen; der Antrag bedarf der Schriftform nach § 126 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches und ist an die für die Zahlung von Versorgungsbezügen 
zuständige Stelle bis spätestens 31. Oktober 2024 zu richten. 

(3) Die jeweilige Sonderzahlung bleibt bei der Berechnung der Zuschläge nach § 9 
Absatz 2 und § 10 Absatz 1 des Bremischen Besoldungsgesetzes sowie bei 
sonstigen Bezügen unberücksichtigt.  

(4) Die jeweilige Sonderzahlung gilt nicht als Teil des Ruhegehaltes und bleibt bei 
der Anwendung von Ruhens-, Anrechnungs- und Kürzungsvorschriften sowie bei 
Vorschriften über die anteilige Kürzung außer Betracht; Absatz 2 Satz 3 bleibt 
unberührt.  
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(5) § 16 Absatz 2 des Bremischen Besoldungsgesetzes und § 63 Absatz 2 des 
Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes gelten entsprechend. 

(6) Dem öffentlichen Dienst im Sinne der Absätze 1 und 2 steht der Dienst bei 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihren Verbänden gleich. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 2023 in Kraft. 

Bremen, den  

Der Senat 



 

 

Entwurf  

Gesetz zur Gewährung einer einmaligen und monatlichen Son-
derzahlung in den Jahren 2023 und 2024 zur Abmilderung der 

Folgen der gestiegenen Verbraucherpreise  
(Bremisches Inflationsausgleichssonderzahlungsgesetz - 

BremISZG) 

Begründung 

A. Allgemeiner Teil  

Die Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) und die Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes haben im Rahmen der Entgelttarifverhandlungen für den öffentlichen Dienst der 
Länder am 9. Dezember 2023 unter anderem den Tarifvertrag über Sonderzahlungen zur 
Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise (TV Inflationsausgleich) abgeschlossen. 
Der TV Inflationsausgleich sieht für die Tarifbeschäftigten die Gewährung einer Sonderzah-
lung (Inflationsausgleichs-Einmalzahlung) in Höhe von einmalig 1.800 Euro, für Auszubil-
dende, Praktikantinnen und Praktikanten, die unter den Geltungsbereich des TV-L fallen, ein-
malig 1.000 Euro vor. 
Des Weiteren sieht der TV Inflationsausgleich für die Monate Januar 2024 bis Oktober 2024 
monatlich für die Tarifbeschäftigten die Gewährung einer Sonderzahlung in Höhe von jeweils 
120 Euro (Inflationsausgleichs-Monatszahlungen) und für Auszubildende, Praktikantinnen 
und Praktikanten, die unter den Geltungsbereich des TV-L fallen, monatlich jeweils 50 Euro 
vor.  
Da Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter sowie Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger von den gestiegenen Verbraucherpreisen gleichermaßen betrof-
fen sind, sind dem jeweiligen Personenkreis die Sonderzahlungen ebenfalls zu gewähren. 
Hierzu bedarf es einer gesetzlichen Grundlage. 
Der Gesetzentwurf sieht vor, die Sonderzahlungen zum Inflationsausgleich auf die Empfän-
gerinnen und Empfänger von Dienst- und Versorgungsbezügen sowie auf Empfängerinnen 
und Empfänger von Anwärterbezügen zeit- und wirkungsgleich zu übertragen. Es handelt 
sich nicht um eine allgemeine Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 
im Sinne des Art. 33 Abs. 5 des Grundgesetzes. 
Bei der einmaligen Sonderzahlung sowie der monatlichen Sonderzahlungen handelt es sich 
um vom Arbeitgeber gewährte Leistungen zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucher-
preise. Gemäß § 3 Nr. 11c des Einkommensteuergesetzes sind diese Leistungen steuerfrei. 
Die Darstellung einer amtsangemessenen Alimentation in den Jahren 2023 bis 2025 für die 
bremischen Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter sowie Versorgungsempfän-
gerinnen und Versorgungsempfänger bleibt einem gesonderten Gesetzgebungsverfahren 
vorbehalten. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 Geltungsbereich 
Geregelt wird der sachliche und persönliche Geltungsbereich dieses Gesetzes.  

Zu § 2 Höhe und Voraussetzung für die Entstehung des Anspruchs auf die einmalige 
Sonderzahlung 



 

 

Absätze 1 bis 3 
Empfängerinnen und Empfänger von Dienstbezügen erhalten für den Monat Dezember 2023 
eine einmalige Sonderzahlung in Höhe von 1.800 Euro. 
Empfängerinnen und Empfänger von Versorgungsbezügen erhalten für den Monat  
Dezember 2023 eine einmalige Sonderzahlung in Höhe von 1.800 Euro in Abhängigkeit des 
jeweiligen maßgeblichen Ruhegehaltsatzes. 
Empfängerinnen und Empfänger von Anwärterbezügen erhalten für den Monat  
Dezember 2023 eine einmalige Sonderzahlung in Höhe von 1.000 Euro. 
Für den jeweiligen Zahlungsanspruch muss das Rechtsverhältnis am 1. Dezember 2023 
(Stichtag) bestanden haben. Weiterhin muss an mindestens einem Tag in dem Zeitraum  
vom 1. August 2023 bis zum 31. Dezember 2023 ein Anspruch auf Dienst-, Anwärter- oder 
Versorgungsbezüge bestanden haben.  
Absatz 4 
Bei Teilzeitbeschäftigung oder begrenzter Dienstfähigkeit wird der Anspruch anteilig entspre-
chend dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit gewährt. Maßgebend 
sind jeweils die Verhältnisse am 1. Dezember 2023. 

Absatz 5 
Mit dieser Regelung wird klargestellt, dass im Falle der Beurlaubung oder einer Elternzeit am 
Stichtag 1. Dezember 2023 zur Berechnung der Höhe der einmaligen Sonderzahlung die 
Verhältnisse am letzten Tag vor Beginn der Beurlaubung oder Elternzeit maßgebend sind. 

Zu § 3 Höhe und Voraussetzung für die Entstehung des Anspruchs auf die monatliche 
Sonderzahlung 

Absätze 1 bis 3 
Empfängerinnen und Empfänger von Dienstbezügen erhalten für die Monate Januar 2024 
bis Oktober 2024 jeweils eine Zahlung in Höhe von 120 Euro.  
Empfängerinnen und Empfänger von Versorgungsbezügen erhalten für die Monate  
Januar 2024 bis Oktober 2024 monatlich jeweils eine Zahlung in Höhe von 120 Euro in Ab-
hängigkeit des jeweils maßgeblichen Ruhegehaltsatzes.  
Empfängerinnen und Empfänger von Anwärterbezügen erhalten für die Monate Januar 2024 
bis Oktober 2024 jeweils eine Zahlung in Höhe von 50 Euro. 
Für den Zahlungsanspruch muss das jeweilige Rechtsverhältnis in dem jeweiligen Kalender-
monat bestehen und in dem jeweiligen Kalendermonat muss an mindestens einem Tag ein 
Anspruch auf Dienst-, Anwärter- oder Versorgungsbezüge bestehen.  
Absatz 4 
Bei Teilzeitbeschäftigung oder begrenzter Dienstfähigkeit wird die Sonderzahlung anteilig 
entsprechend dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit gewährt. Maßge-
bend sind die am ersten Tag des jeweiligen Kalendermonats vorliegenden Verhältnisse. 

Zu § 4 Gemeinsame Bestimmungen für die Sonderzahlungen nach den §§ 2 und 3 
Absatz 1 und 2 
Durch die Konkurrenzvorschriften der Absätze 1 und 2 wird sichergestellt, dass sowohl die 
einmalige als auch die monatliche Sonderzahlung den Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
der Freien Hansestadt Bremen nur einmal gewährt wird.  
Absatz 2 Satz 3 bietet Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängern, die 
gleichzeitig Ansprüche aus einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis haben, die Möglichkeit, auf 



 

 

Antrag die Sonderzahlung aus dem Rechtsverhältnis als Versorgungsempfängerin oder Ver-
sorgungsempfänger zu erhalten. Der Antrag kann aber nur bis zum 31. Oktober 2024 gestellt 
werden. Auf den Anspruch aus dem Rechtsverhältnis als Versorgungsempfängerin  
oder Versorgungsempfänger wird die entsprechende Sonderzahlung aus dem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis in Gänze angerechnet, sodass lediglich der darüber hinausgehende Diffe-
renzbetrag zur Auszahlung kommt. Dies verhindert eine Besserstellung der oder des Versor-
gungsberechtigten gegenüber den aktiven Beschäftigten und vermeidet gleichzeitig Doppel-
zahlungen aus bremischen öffentlichen Kassen.  
Absatz 3 
Die Zahlung ist bei der Berechnung von Zuschlägen in Fällen der Altersteilzeit und der be-
grenzten Dienstfähigkeit nicht zu berücksichtigen. 
Absatz 4 
Die einmalige Sonderzahlung sowie die monatlichen Sonderzahlungen bleiben bei beamten-
versorgungsrechtlichen Anrechnungsvorschriften unberücksichtigt, sodass sie den Beamten-
versorgungsanspruch nicht mindern können. Ansonsten wäre der Sinn und Zweck der Son-
derzahlungen, die Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise, nicht erreicht. Davon 
unberührt bleibt die vollständige Anrechnung der Sonderzahlung aus einem Dienst- oder Ar-
beitsverhältnis, soweit die oder der Versorgungsberechtigte einen Antrag nach § 4 Abs. 2 
Satz 3 stellt. In Fällen des § 4 Abs. 2 Satz 3 bedarf es einer Anrechnung von entsprechen-
den Leistungen der Sonderzahlungen, damit Doppelzahlungen aus bremischen öffentlichen 
Kassen vermieden werden. 
Absatz 5 
Soweit es entgegen § 4 zu unrechtmäßigen Zahlungen kommen sollte, sind überzahlte Son-
derzahlungen in entsprechender Anwendung des § 16 Abs. 2 des Bremischen Besoldungs-
gesetzes bzw. des § 63 Abs. 2 des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes zurückzufor-
dern. 

Zu § 5 Inkrafttreten 
§ 5 regelt das Inkrafttreten rückwirkend zum 1. Dezember 2023. 
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